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Wertgeschätzte fiktionale Damen und Herren der jP. Verwaltungsgericht Berlin! 

 

Der Gerichthof der Menschen ist ein naturrechtlicher Gerichthof zum Schutz der Menschen und 

ist bereits durch den Grundlagenvertrag StGBl. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918 unter dem 

Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WüD vom 18/24.04.1961, §§ 18-20 GVG, § 2 VwVfG, § 

40 VwGO völkerrechtlich mit voller Beweiskraft diplomatisch akkreditiert. 

 

Beweisurkunde: 

 

Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 – GdM, 

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 – 9 /2013 

 

In der Vorlageverfügung vom 15.10.2015 wurde öffentlich protokolliert, daß keine Klage, 

sondern die Vorlagepflicht gefordert wird, ob die jP. Stadtverwaltung BERLIN und die jP. 

Polizei BERLIN Grundrecht berechtigt sind, um die Berechtigung im Rubrum, Rechtwahl und 

Gerichtstand zu bestimmen. Dabei wurde, -um sie nicht zu entehren-, davon ausgegangen, daß 

die jP. Verwaltungsgericht BERLIN Grundrecht berechtigt und der Beweis innerhalb der Frist 

30.10.2015 – 24:00 Uhr Uns gegenüber glaubhaft zu machen ist! Das ist die Anordnung! 

 

Die jP. Verwaltungsgericht BERLIN ist natürlich kein öffentlicher Gericht(s)hof und auf keinen 

Fall Grundrecht berechtigt wegen dem Grundgesetz für die jP. Bundesrepublik und ihrer 

Behörden und jP. Bediensteten zwischen Art. 20-146 GG, denn die Grundrechtberechtigung 

befindet sich zwischen Art. 1-19 GG. 
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Auf ihre angekündigte Zwangsspende vom 15.10.2015, Uns die Kosten in Rechnung zu stellen,  

müssen Wir ihre Bitte zurückweisen, da noch nicht bekannt ist, ob sie Grundrecht berechtigt 

oder Grundrecht verpflichtet sind, denn Aufklärung ist der Ausgang aus der Unmündigkeit. 

Offensichtlich haben sie die Verfügung der Vorlagepflicht nicht verstanden, denn selbst bei der 

Protokollstelle verstehen sie das, was sie möchten.  

 

Sie schreiben „Klageschrift“ und „Polizeirecht“. Wir haben weder geklagt, sondern gefordert 

noch gibt es ein Polizeirecht, sondern ein Polizeigesetz. Die jP. Polizei hat keine Rechte, und das 

Polizeigesetz (ASOG) kennt den Begriff Mensch nicht. 

 

Wir haben von ihnen auch keine Kunst einer Aktzeichnung verlangt, sondern eine Obligation in 

Höhe von 25 Mrd. Euro gerichtet, denn juristische Personen  

 

 entstehen durch einen Vertrag,  

 sehen sich nach Verträgen und  

o können nur durch einen Vertrag in der Obligation dienstbar gemacht  

o oder liquidiert werden. 

 

Entscheidungen der jP. Verwaltungsgericht BERLIN haben Wir nicht verlangt, da § 170 VwGO 

für das Protokoll zu beachten ist, wenn die Obligationsfrist abläuft. Auch die jP. 

Verwaltungsgericht BERLIN ist Gegenstand der Vorlagepflicht und deswegen nach § 173 

VwGO, § 41, 42 ZPO zu keiner Handlung berechtigt. 

 

Da Wir Uns nicht streiten und die jP. Verwaltungsgericht BERLIN sowie alle jP. Bediensteten 

Gegenstand der verfassungrechtlichen Feststellung in der öffentlichen Ordnung sind, ist eine 

Streitwertfestsetzung ausgeschlossen, denn Wir Menschen können Uns nicht mit Scheinpersonen 

streiten, sondern sie sind Unserem Grundrecht verpflichtet.  

 

Fictio cessat, ubi veritas locum habere potest“: 

Eine Fiktion scheidet aus, wo die Wahrheit Platz greifen kann. 

 

Sollte bis zur Frist 30.10.2015 – 24:00 Uhr die Vorlage nicht erfüllt werden, so tritt die 

Obligation rechtfähig anerkannt und sofort vollstreckbar in Kraft, da Wir Uns in der 

kategorischen Rechtrealität befinden, gilt beredete Zustimmung durch Schweigen, wer schweigt, 

wo er (wider)sprechen sollte und konnte, dem wird Zustimmung nach „qui tacet consentire 

videtur, ubi loqui debuit atque potuit“ unterstellt. Tatsachen, die nicht ausdrücklich bestritten 

werden, sind als zugestanden anzusehen, wenn nicht die Absicht, sie bestreiten zu wollen, aus 

den übrigen Erklärungen hervorgeht. Tatsachen, die offenkundig sind, bedürfen keines 

Beweises! 

 

Urkunden, die von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder 

von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb des ihr zugewiesenen 

Geschäftskreises in der vorgeschriebenen Form aufgenommen sind (öffentliche Urkunden), 

begründen, wenn sie über eine vor der Behörde oder der Urkundsperson abgegebene Erklärung 

errichtet sind, vollen Beweis des durch die Behörde oder die Urkundsperson beurkundeten 

Vorganges. Tatsachen, die nicht ausdrücklich bestritten werden, sind als zugestanden 

anzusehen, wenn nicht die Absicht, sie bestreiten zu wollen, aus den übrigen Erklärungen 

hervorgeht. Tatsachen, die offenkundig sind, bedürfen keines Beweises. 

 

Gesetzesfundstellen:  §§ 138, 245, 291 ZPO, § 173 VwGO 
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Das Protokoll vom 15.10.2015 bei der Behörde jP. Verwaltungsgericht BERLIN ist eine 

öffentliche Protokollurkunde, weil sie über eine vor der Behörde oder der Urkundsperson 

abgegebene Erklärung errichtet wurde und vollen Beweis des durch die Behörde oder die 

Urkundsperson beurkundeten Vorganges erhalten hat. 

 

Dadurch, daß die Obligation  Grundrecht berechtigt erfolgte und die vollstreckbare Urkunde 

bereits vorliegt, kann nach §§ 170, 173 VwGO in Verbindung mit § 882a ZPO die 

Zwangsvollstreckung sofort und ohne Rücksicht weiterer Gesetze vollzogen werden, da nach 

Art.  25 GG aus dem Grundrecht berechtigt vorrangig vollzogen wird. 

 

Die jP. Verwaltungsgericht BERLIN ist Grundrecht verpflichtet. 

 

Grundrecht-Pflichtanerkennung 

 unzweifelhafte  Unterwerfung der 47 jP. Mitgliedsstaaten des Europarates durch 

Erkennung in öffentlicher Feststellung ECHR 75529/01 
 (Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 25 Grundgesetz, Art. 53 EMRK, Art. 6 EGBGB) 

 

 

Es ist verfassungrechtlich verboten über Meine unverletzlichen und unveräußerlichen zu streiten.  

 

Ich, mustafa-selim von Amasya– ganzheitlich geistiglebediGener Mensch, bin selbst durch 

Meine juristische Person SÜRMELI Grundrecht berechtigt. Sie sind an Meinem Recht 

gebunden, weil sie in Art. 20-146 GG als Grundrecht verpflichtete schuldige Schuldner 

sind.  

 

Die jP. Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer Bundesstaat mit seinen Verbändern 

juristischer Personen. Bundes- und Verbandskörperschaften können nur juristische Personen 

verwalten. Juristische Personen innerhalb des Art. 20-146 GG haben keine Recht, denn 

Demokratie ist nicht Grundrecht berechtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Botschaft zu Recht als Botschafter im Heiligen Recht der Garantenpflicht  gerichtet, 

Ich, 22.10.2015 mustafa-selim von Amasya– ganzheitlich geistiglebediGener Mensch – 

 ganzheitlicher Rechtträger im Rat der Weisen- ein kategorisches Zeichen der Vernunft 
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Abgang  

1. Per Fax  

2. Per Post 2 – Fach an die jP. Verwaltungsgericht Berlin 

 

 


